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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Sanierungsgebiet Westliches Ringgebiet:  
Teilaufhebung der Sanierungssatzung über das förmli ch festgelegte Sanierungsgebiet 
„Westliches Ringgebiet“ im Programmteil Soziale Sta dt  
 
 
„Die Satzung über die Teilaufhebung der Sanierungssatzung vom 19.09.2001 über das förm-
lich festgelegte Sanierungsgebiet „Westliches Ringgebiet“ der Stadt Braunschweig wird wie in 
der als Anlage 1 beigefügten Fassung beschlossen.“ 
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1. Das Sanierungsgebiet „Westliches Ringgebiet“ im Städtebauförderprogramm „Stadtteile 
mit besonderem Entwicklungsbedarf – Soziale Stadt“ wurde mit Satzungsbeschluss vom 
19.09.2001 förmlich festgelegt.  

 
Die Satzung und das der Satzung zugrunde liegende Sanierungskonzept stellen die rech-
tliche Grundlage für die Durchführung der verschiedenen Sanierungsmaßnahmen dar. In 
den letzten Jahren wurde eine Vielzahl grundlegender und weiterführender Maßnahmen 
im Sanierungsgebiet „Westliches Ringgebiet“ verwirklicht. Im aufzuhebenden Teilgebiet 
sind wesentliche Maßnahmen durchgeführt worden. 

 
Der ca. 33 ha große aufzuhebende Bereich erstreckt sich in Ost-West-Richtung ausge-
hend von der Straße Am Alten Bahnhof über die Frankfurter Straße bis an die A 391 so-
wie südlich der Hugo-Luther-Straße und der Ekbertstraße. Einzige Ausnahme bildet das 
Grundstück mit dem Gebäude der Jugendeinrichtungen Drachenflug/NEXUS in der 
Frankfurter Straße 253, dieses verbleibt weiterhin im Sanierungsgebiet. 

 
Die Stadt ist nach § 162 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) verpflichtet, die Sanierungs-
satzung oder Teile der Satzung dann aufzuheben, wenn die Sanierung 
- durchgeführt worden ist, 
- sich als undurchführbar erweist, 
- aus anderen Gründen aufgegeben wird 
- oder wenn die für die Sanierung festgesetzte Frist abgelaufen ist. 

 
In den Anlagen 1 und 2 sind die Aufhebungssatzung sowie der Aufhebungsbereich inner-
halb des Sanierungsgebietes dargestellt. Die Begründungen welche die Aufhebung rech-
tfertigen, sind in der Anlage 3 detailliert aufgeführt.  

 
2. Die Aufhebung der Sanierungssatzung hat zur Folge, dass die besonderen Rechts-

wirkungen des Baugesetzbuches entfallen. Hiervon sind im Wesentlichen betroffen: 
- die Vorschriften über das Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 Nr. 3 BauGB, 
- die besonderen Enteignungsvorschriften nach § 87 Abs. 3 und § 88 BauGB, 
- die Bestimmungen der §§ 144 und 145 BauGB über die Genehmigung von Vorhaben 

und Rechtsvorgängen, 
- die Vorschriften des § 153 BauGB über die Preisprüfung durch die Gemeinde. 

 
Nach Aufhebung der Sanierungssatzung können in diesem Bereich auch keine Städte-
baufördermittel mehr zur Durchführung von Maßnahmen eingesetzt werden. Ebenso kön-
nen private Maßnahmen nicht mehr nach den §§ 7 h und 10 f des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) geltend gemacht werden. Der Sanierungsvermerk im Grundbuch wird nach 
Aufhebung ebenfalls gelöscht.  

 
Nach § 154 BauGB sind die Grundstückseigentümer bei Abschluss der Sanierung zur 
Zahlung eines Ausgleichbetrages verpflichtet. Dieser Ausgleichsbetrag dient zur Mitfinan-
zierung der Sanierung und wird auf der Grundlage der vom Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte beim Katasteramt noch festzustellenden Richtwerte für Baulandflächen 
gutachtlich ermittelt. 

 
3. Die von der Teilaufhebung des Sanierungsgebietes betroffenen Träger öffentlicher Belan-

ge wurden mit Schreiben vom 03.09.2010 über die Aufhebung informiert. Aus Reihen der 
Träger öffentlicher Belange wurden innerhalb der Beteiligungsfrist keine Anregungen und 
Bedenken vorgetragen.  
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4. Die Aufhebung der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes oder eines Teilberei-
ches davon hat gem. § 162 Abs. 2 BauGB durch Satzung zu erfolgen. Die Verwaltung 
empfiehlt, die in Anlage 1 beigefügte Satzung zur Aufhebung des Teilbereiches des Sa-
nierungsgebietes „Westliches Ringgebiet“ in Verbindung mit der Anlage 2 „Übersichtsplan 
der Sanierung“ zu beschließen. 

 
 

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Satzung über die Teilaufhebung 
Anlage 2: Aufhebungsbereich 
Anlage 3: Erläuterungen Teilaufhebung der Sanierungssatzung 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Sommer 
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Gründe für die Teilaufhebung der Sanierungssatzung „Westliches Ringgebiet“ 
vom 19.09.2001 
 
Der aufzuhebende Teilbereich umfasst mit gut 32 ha Größe ca. 1/8 des gesamten 
Sanierungsgebietes (ca. 255 ha). Die Maßnahmen des Bund-Länder-Programms 
„Soziale Stadt“ richten sich in erster Linie auf die Verbesserung der Bedürfnisse der 
Wohnbevölkerung, weiterhin aber auch auf die Verbesserung der Arbeitsverhältnisse. 
Auch die Stadt Braunschweig hat diese Leitlinien in Bezug auf die Städtebau-
förderung verfolgt. Aufgrund der Gebietsstruktur und der in diesem Stadtteil 
besonders stark ausgeprägten „sozialen Schieflage“ konzentrieren sich die 
Maßnahmen der Sozialen Stadt hauptsächlich auf die Bereiche der Freiflächen-
gestaltung, der Aktivierung der Bewohner sowie die Aufwertung öffentlicher Räume 
und Förderung der Wohnungsmodernisierung.  
 
Für das gesamte Sanierungsgebiet kann festgehalten werden, dass viele 
unterschiedliche Maßnahmen (sozialer, planerischer und baulicher Art) im Laufe der 
letzten Jahre erfolgreich durchgeführt worden sind. Dies betrifft insbesondere die 
Bereiche, in denen das Wohnen, der Lebensmittelpunkt oder die Freizeitgestaltung 
vieler Menschen eine große, wenn nicht sogar entscheidende Rolle spielt.  
 
Die Sanierungsziele wurden innerhalb des dynamischen Sanierungsprozesses 
angepasst und durch die Aufstellung von Bebauungsplänen konkretisiert. Hierdurch 
wurden die ursprünglichen Sanierungsziele zugunsten einer, dem Arbeits- und 
Nachfragemarkt entsprechenden Nutzung angepasst. 
Dies äußert sich insbesondere an den folgenden Maßnahmen: 
 
- Eine Nach- bzw. Umnutzung der Liegenschaften an der Stobwasserstr. stellt 


kein primäres Ziel der Sanierung dar und liegt weitestgehend in privatwirtschaft-
licher Hand. Die Schaffung einer neuen Verbindung zwischen der Stobwasserstr. 
und dem westlichen Ringgleis konnte nicht realisiert werden. Für eine 
Neuordnung in diesem Bereich konnte keine einvernehmliche Lösung gefunden 
werden, diese zeichnet sich auch in den nächsten Jahren nicht ab. Aus diesem 
Grund wird der Bereich aus dem Sanierungsgebiet entlassen.  
 


- Die Nachnutzung der Wilke Werke ist als Sanierungsziel (im Antrag von 04.2000) 
definiert worden. Es war eine Umnutzung und Neubebauung zu Büro-, Geschäfts- 
und Gewerbenutzungen mit innenliegendem Wohnen angedacht.  
Dieses Ziel der Sanierung wurde durch die städtebauliche Neuordnung eines 
privaten Investors in großen Teilen realisiert. Durch die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes in Abstimmung mit dem städtischen Einzelhandelskonzept, 
konnten sich ein großflächiger Bau- und Gartenmarkt sowie mehrere Einzel-
handelsnutzungen ansiedeln. Der gesamte Bereich ist mittlerweile im neuen 
Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig als Sondergebiet für Handel 
ausgewiesen. Das Sanierungsziel der innenliegenden Wohnnutzung kann somit 
nicht mehr erreicht werden. Jedoch wurde hier eine „Stärkung des Beschäftigten-
anteils“ im Sinne der „Sozialen Stadt“ erreicht. 
 


- In der Erstellungsphase des, für die Verwaltung als Richtschnur dienenden, 
Rahmenplanes samt Erläuterungsbericht wurde in diesem Bereich bereits ein 
Bebauungsplan für die künftige Nutzung als Einzelhandelsstandort aufgestellt. 
Grundlage hierfür war unter anderem das städtische Einzelhandelskonzept. Diese 
Entwicklung ist aufgrund der verkehrlichen Lage des Bereichs durchaus 
nachvollziehbar und erweitert das Angebotsspektrum im Westlichen Ringgebiet.  


-  
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- Die als Sanierungsziel definierte Rad- und Fußwegeverbindung entlang der 
Straße Am Alten Bahnhof ist nicht realisiert worden. Diese Maßnahme wird bei 
der anstehenden Erneuerung der Straße Am Alten Bahnhof berücksichtigt. 


 
- Die als Sanierungsziel festgesetzten Durchwegungen und Durchgrünungen 


zwischen der Straße Am Alten Bahnhof sowie Frankfurter Straße und zwischen 
der Ekbertstraße und der Fabrikstraße sind im Rahmen der Neubebauung durch 
öffentlich-rechtliche Vereinbarungen gesichert worden. Diese Maßnahmen 
entsprechen den Sanierungszielen, dessen ungeachtet wurden hier 
ausschließlich private Mittel zur Herstellung der Maßnahmen verwendet. 


 
Innerhalb des zur Aufhebung anstehenden Bereiches befindet sich die Jugend-
einrichtung Drachenflug / NEXUS. Diese Institution bleibt weiterhin im Sanierungs-
gebiet bestehen. Sie wurde als einzige Maßnahme mit Städtebaufördermitteln 
unterstützt und ist auch in der weiteren Maßnahmenplanung inbegriffen. 


 
In den beiden Teilbereichen westlich und östlich der Frankfurter Straße sind die 
Sanierungsziele zum größten Teil abgeschlossen. Weitergehende Ziele, wie die Rad- 
und Fußwegeverbindung Am Alten Bahnhof oder die Erneuerung und Umgestaltung 
der Erschließungsstraßen können, aufgrund der Prioritätensetzung für den Einsatz 
noch zu erwartender Städtebaufördermittel im Bereich des Programms „Soziale 
Stadt“, nicht mehr innerhalb der Sanierungslaufzeit realisiert werden. Die Sanierung 
hat sich in diesen Teilen als undurchführbar erwiesen. Somit ist die Stadt 
Braunschweig nach dem § 162 BauGB zur Teilaufhebung des Sanierungsgebietes 
verpflichtet.  
 
 
Ausgleichsbeträge: 
 
Die privaten Grundstückseigentümer im Aufhebungsbereich sind nach § 154 BauGB 
zur Zahlung von Ausgleichsbeträgen verpflichtet. Die Ausgleichsbeträge sind vom 
Gutachterausschuss für Grundstückswerte oder durch einen öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen zu ermitteln und stellen die durch die Sanierung 
bedingte Werterhöhung des Grund und Bodens dar.  
In weiten Teilen des Aufhebungsgebietes (ehem. Wilke-Werke) wurden, durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag zur Erreichung von Sanierungszielen („Frankfurter 
Straße Ost – Folgekosten“) fixiert, keine Ausgleichsbeträge erhoben.  
Ob dies auf die angrenzenden Bereiche ebenfalls zutrifft wird zeitnah festgestellt.  
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S a t z u n g  
 


über die Teilaufhebung der Sanierungssatzung vom 19. Juni 2001 zur  
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes Westliches Ringgebiet im  


Programmteil „Soziale Stadt“ 
vom 31. Mai 2011 


 
Aufgrund des § 162 Abs. 1 und 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585) in Verbindung mit den §§ 6 und 40 Niedersächsische Gemeindeordnung 
(NGO) in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds.GVBl. S.473), zuletzt geändert durch 
Art.1 des Gesetzes v. 28. Oktober 2009 (Nds.GVBl. S.366) hat der Rat der Stadt Braun-
schweig in seiner Sitzung am 31. Mai 2011 folgende Satzung beschlossen: 
 
 


§ 1 
 
(1) Nach Abschluss der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen in Teilbereichen des Sanie-
rungsgebietes Westliches Ringgebiet im Programmteil Soziale Stadt Braunschweig wird die 
Sanierungssatzung vom 19. Juni 2001 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 17 vom 
19. September 2001) aufgehoben. 
 
(2) Der Geltungsbereich dieser Teilaufhebungssatzung umfasst folgende Grundstücke: 
 


Teilbereich 3 (Südwest) 
 


  
Grundbuchbezeichnung 


Grundbuch von Braunschweig 
 


 
Katasterbezeichnung 


Gemarkung Wilhelmitor 


 


Ord. Nr. 
 


Buch.-Art, Blatt lfd. Nr. Flur Flurstück Straße, Hausnummer 


3.1 A 00742 7 4 10/8 Frankfurter Str. 225 
3.2 A 00743 7 4 14/3 Frankfurter Str. 236 
  9 4 14/11 Frankfurter Str. 236 
3.3 A 02429 4 4 11/9 Frankfurter Str. 223 
3.4 A 02448 6 4 9/3 Frankfurter Str. 225 
  8 4 11/18 Frankfurter Str. 225 
3.5 A 03261 2 8 16/2 Frankfurter Str. 218 
3.6 A 03278 2 8 14/2 Frankfurter Str. 220 
3.7 A 03289 2 8 13/2 Frankfurter Str. 221 
  3 4 48/1 Frankfurter Str. 221 
3.8 A 04158 1 4 11/5 Frankfurter Str. 224 
3.9 A 07246 7 4 11/17 Frankfurter Str. 222 
3.10 A 07400 10 4 24/20 Stobwasserstr. 2 
3.11 A 07416 3 4 24/3 Frankfurter Str. 246 
  6 4 25/4 Frankfurter Str. 246 
3.12 *) E  A 07780 1 4 24/3 Frankfurter Str. 246 
    25/4 Frankfurter Str. 246 
3.13 A 08086 15 4 20/29 Stobwasserstr. 1 
  16 4 20/5 Stobwasserstr. 1 
  17 4 18/1 Stobwasserstr. 1 
  18 4 19/1 Stobwasserstr. 1 
  19 4 18/13 Stobwasserstr. 1 
3.14 A 08581 1 4 10/2 Frankfurter Str. 225 
  2 4 10/5 Frankfurter Str. 225 
3.15 A 09133 310 4 22/9 Stobwasserstr. 
  311 4 12/17 Theodor-Heuss-Str. 
  320 4 12/14 Theodor-Heuss-Str. 
3.16 A 10359 5 4 8/42 Frankfurter Str. 226 
3.17 A 10601 1 8 15/2 Frankfurter Str. 219 
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Grundbuchbezeichnung 


Grundbuch von Braunschweig 
 


 
Katasterbezeichnung 


Gemarkung Wilhelmitor 


 


Ord. Nr. 
 


Buch.-Art, Blatt lfd. Nr. Flur Flurstück Straße, Hausnummer 


3.18 A 13407 7 4 20/28 Stobwasserstr. 
  10 4 22/11 Stobwasserstr. 
3.19 A 14780 4 4 35/53 Frankfurter Str. 250 
3.20 A 15246 8 4 35/51 Frankfurter Str. 254 
    35/56 Frankfurter Str. 254 
3.21 A 15915 1 4 26/3 Stobwasserstr. 6 
3.22 A 16129 2 4 24/22 Stobwasserstr. 6 
3.23 A 16445 11 4 35/78 Stobwasserstr. 4 
3.24 A 16620 9 4 35/80 Frankfurter Str. 252 
3.25 *) E  A 17203 1 4 24/22 Stobwasserstr. 6 
3.26 A 21355 8 8 17/2 Frankfurter Str. 218 
3.27 A 22846 1 4 34/10 Frankfurter Str. 251, 254 
  2 4 35/68 Frankfurter Str. 251, 254 
3.28 A 25467 4 4 35/82 Frankfurter Str. 251 
    35/83 Frankfurter Str. 251 
3.29 A 25795 1 4 25/11 Frankfurter Str. 248 
    25/6 Frankfurter Str. 246 
3.30 A 26525 25 4 8/40 Frankfurter Str. 232 
    8/41 Frankfurter Str. 232 
    12/13 Frankfurter Str. 234 
    14/10 Stobwasserstr. 
    14/5 Frankfurter Str. 235 
    14/6 Frankfurter Str. 235 
    14/7 Frankfurter Str. 235 
    14/9 Stobwasserstr. 
    15/1 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    15/2 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    16/13 Stobwasserstr. 
    16/22 Frankfurter Str. 242 
    16/3 Stobwasserstr. 
    16/4 Stobwasserstr. 3 
    16/5 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D 
    16/8 Stobwasserstr. 
    16/9 Stobwasserstr. 3 
    17/2 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    18/5 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    18/7 Stobwasserstr. 
    20/25 Stobwasserstr. 
    20/7 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    22/10 Stobwasserstr. 
    46/15 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    48/16 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    49/16 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D
    52/17 Frankfurter Str. 243, A, B, C, D


 
Teilbereich 4 (Südost) 


 
4.1 A 06296 24 4 3/31 Frankfurter Str. 
  25 4 3/35 Frankfurter Str. 
  29 4 4/21 Frankfurter Str. 
  31 4 2/11 Frankfurter Str. 
  32 4 4/24 Frankfurter Str. 
  33 4 3/29 Frankfurter Str. 
  34 4 3/26 Frankfurter Str. 
  35 4 3/33 Fabrikstraße 2 
4.2 A 07153 9 3 3/23 Frankfurter Str. 49 
    3/38 Frankfurter Str. 49 
  10 3 3/98 Fabrikstraße  
  13 3 3/109 Fabrikstraße 3 
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Grundbuchbezeichnung 


Grundbuch von Braunschweig 
 


 
Katasterbezeichnung 


Gemarkung Wilhelmitor 


 


Ord. Nr. 
 


Buch.-Art, Blatt lfd. Nr. Flur Flurstück Straße, Hausnummer 


4.3 A 08123 3 4 6/12 Frankfurter Str. 41 
4.4 A 09133 301 4 44/6 tlw. Frankfurter Str. 
  302 1 54/7 Am Alten Bahnhof 
  302 1 62/1 Am Alten Bahnhof 
  304 4 44/7 Fabrikstraße 
  305 2 8/12 Fabrikstraße 
  325 2 2/71 Am Alten Bahnhof 
    8/13 Am Alten Bahnhof 
4.5 A 09503 1 4 6/6 Fabrikstraße 6 
4.6 A 13237 74 4 4/13 Fabrikstraße 2 
  75 4 4/14 Am Alten Bahnhof 17 
4.7 A 16771 3 4 3/37 Am Alten Bahnhof 15 
4.8 A 16772 1 4 6/9 Fabrikstraße 5 
4.9 A 17493 1 4 6/8 Fabrikstraße 4 
  2 4 5/1 Fabrikstraße 4 
  3 4 6/10 Fabrikstraße 4 
4.10 A 25400 13 4 2/25 Am Alten Bahnhof 17, Fabrik-


straße 1 B 
    2/26 Fabrikstraße 1 C 
    2/27 Am Alten Bahnhof 
    2/28 Fabrikstraße 1 D 
    2/29 Fabrikstraße 
    2/30 Am Alten Bahnhof 13 
 
[Buch.-Art: *) E = Erbbaugrundstück] 
 
(3) Die räumliche Abgrenzung dieser Teilaufhebungssatzung ist durch eine Karte im Maß-
stab 1:7500 dargestellt, der zur allgemeinen Einsichtnahme im Fachbereich Stadtplanung 
und Umweltschutz, Abteilung Stadtplanung, Stelle Stadterneuerung, ausliegt. Die Karte dient 
jedoch lediglich zur Erläuterung der Satzung. Der rechtsverbindliche Geltungsbereich ergibt 
sich aus Absatz 2. 
 
 


§ 2 
 
Diese Teilaufhebungssatzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt für die 
Stadt Braunschweig in Kraft. 


 
 
 


Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 


 
 
 
 


Dr. Hoffmann 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 
I 


Bekanntmachung 
(§ 143 BauGB) 


 
Die vorstehende Satzung über die Teilaufhebung der Sanierungssatzung vom 19. Juni 2001 
zur förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes Westliches Ringgebiet im Programmteil 
Soziale Stadt Braunschweig wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 


II 
Verletzung von Form- und Verfahrensvorschriften 


(§ 215 Abs. 1 BauGB) 
 


Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 und BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften bei der Aufstellung der Satzung dann unbe-
achtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Braunschweig geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzulegen. 
 


III 
Besondere sanierungsrechtliche Vorschriften 


(§§ 153, 154, 155, 157, 159 und 161 BauGB) 
 


Die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 153, 154, 155, 157, 159 und 161 
BauGB über die Bemessung von Ausgleichs- und Entschädigungsleistungen sowie über Sa-
nierungsträger und andere Beauftragte sind weiterhin anzuwenden. 
 


IV 
Wirksamwerden der Satzung 


(§ 143 BauGB) 
 


Die vorstehende Satzung einschließlich der Karte mit Darstellung des räumlichen Geltungs-
bereichs kann ab sofort beim [Referat Bauordnung, Beratungsstelle Planen-Bauen-Umwelt, 
Langer Hof 8, 5. Stock, Zimmer 503, während der Publikumszeiten, montags, dienstags und 
freitags, 8:30 bis 13:00 Uhr, donnerstags 8:30 – 18:00 Uhr von jedermann eingesehen wer-
den. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die vorstehende Satzung rechtsverbindlich. 
 
Braunschweig, den … 
 


Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 


 
 


Dr. Hoffmann 
 








Sanierungsgebiet Soziale Stadt Braunschweig
"Westliches Ringgebiet"


Aufhebungsbereich
M. 1:7500


Anlage 2: Aufhebungsbereich





